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Bekampfung der Afrikanischen Schweinepest bei Wildschweinen

Gebietsfestlegung der infizierten Zone und Festlegung der Seuchenbekampfungsmalnahmen

innerhalb dieser Restriktionszone
in der oben genannten Angelegenheit ergeht folgende

Erste Anderung der Allgemeinverfiigung:

1. Ziffer 1.3.12 der Verfugung vom 17.06.2024 im Hinblick auf ein landwirtschaftliches

Bewirtschaftungs- und Ernteverbot mit Maschinen wird aufgehoben.

1a. Ziffer 1.2.1. wird wie folgt neu gefasst:

,Es gilt ein grundséatzliches Jagdverbot mit Ausnahme der Nachsuche von Unfallwild mit

Kadaversuchhunden oder Drohnen.”

2. Fur Eigentumer, Bewirtschafter, Pachter oder Besitzer eines landwirtschaftlichen Grundsttcks
innerhalb der infizieten Zone wird die Nutzung der Flachen mit folgender Malgabe

eingeschrankt:

2.1 In Sonderkulturen (darunter u.a. Zwiebeln, Kartoffeln, Ruiben, Spargel, Erdbeeren, Rebland
sowie alle weiteren Gemuse, Krauter und Obstanlagen einschlieRlich Streuobst sowie

Nussbaumanlangen (ohne Mahd)) kénnen bis auf weiteres alle auf diesen Flachen
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vorgesehenen Bearbeitungsschritte einschliefllich maschinelle Ernte und
PflanzenschutzmaBnahmen vorgenommen werden. Die Landwirte sind gehalten, bei der
Bewirtschaftung auf mégliche Schweinekadaver sowie lebende Tiere zu achten. Totfunde
sind unverziglich bei der Veterinarbehorde des zusténdigen Kreises bzw. der zusténdigen

kreisfreien Stadt zu melden.

2.2 Bodenbearbeitungs- und Pflanzenschutznahmen im Maisanbau sind zulédssig bis zu einer

Pflanzenhohe von 1m.

2.3 In Flachen mit Olsaaten, Getreide, Leguminosen sowie Gemenge und allen
bodendeckenden Kulturen, die keinen unmittelbaren Blick auf den Boden erlauben, sind

keine maschinellen Bearbeitungsmafinahmen und Ernten gestattet.
2.4 Pflanzenschutznahmen mit Drohnen sind erlaubt.

2.5 Ausnahmen von den Ziffern 2.2 und 2.3 kénnen im Einzelfall von der zustandigen Behérde
genehmigt werden.
3. Die Allgemeinverfigung ist solange gultig, bis eine neue Aligemeinverfiugung zur

landwirtschaftlichen Betatigung und Ernte in Kraft tritt, langstens sechs Monate nach

Inkrafttreten.
4. Die Verfugungen 1. bis 2. sind sofort vollziehbar.

5. Die Verfugung gilt an dem auf die ortstbliche Bekanntmachung folgenden Tag als bekannt

gegeben.

Begriindung:
Sachverhalt:

Am 13.06.2024 wurde bei einem Wildschwein, das in Konigstddten erlegt wurde, eine virologische
Untersuchung vorgenommen. Nach dem Ergebnis der virologischen/serologischen Untersuchung vom
15.06.2024 wurde bei dem Wildschwein die Afrikanische Schweinepest festgestellt. Daher hat der
Landrat des Landkreises Grof3-Gerau den Ausbruch der Afrikanischen Schweinepest bei Wildschweinen
am 15.06.2024 amtlich festgestelit.

Bei der Afrikanischen Schweinepest handelt es sich um eine Viruserkrankung von der Haus- und
Wildschweine betroffen sind. Die Ubertragung erfolgt durch direkten Kontakt mit infizierten Tieren oder

deren Kadavern, die Aufnahme von Speiseabfallen oder Schweinefleischerzeugnissen bzw. -zubereit-
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ungen sowie andere indirekte Ubertragungswege (Fahrzeuge, kontaminierte Ausriistungsgegenstande
einschl. Jagdausristung, landwirtschaftlich genutzte Gerate und Maschinen, Kleidung). Nach einer
Infektion entwickeln die Tiere sehr schwere, aber unspezifische Allgemeinsymptome und fihrt in der

Regel zum Tod des Tieres.

Mit Allgemeinverfigung vom 17.06.2024 ist im Hinblick auf die Bewirtschaftung und Ernte
landwirtschaftlicher Flachen mit Maschinen ein umfassendes Verbot angeordnet worden. Ziel dieser
Anordnung war es, eine Verschleppung von infektiésem Material durch diese Tatigkeiten
auszuschlieBen. Zu diesem frithen Zeitpunkt des Seuchengeschehens war diese umfassende

Anordnung erforderlich, um dadurch eine weitere Ausbreitung der Seuche zu verhindern.

Rechtliche Wiirdigung:

Die in der Verordnung (EU) 2016/429 des europaischen Parlaments und des Rates vom 9. Marz 2016
zu Tierseuchen und zur Anderung und Aufhebung einiger Rechtsakte im Bereich der Tiergesundheit
(,Tiergesundheitsrecht*) in der aktuell giltigen Fassung (VO (EU) 2016/429) festgelegten
seuchenspezifischen Bestimmungen zur Bekdmpfung von Seuchen gelten geman Artikel 5 fur gelistete

Seuchen und gemaR Artikel 8 dieser Verordnung fur gelistete Arten.

Bei der Afrikanischen Schweinepest handelt es sich gemaf Artikel 5 Abs. 1 Buchst. a Ziffer iii der VO
(EU) 2016/429 um eine gelistete Seuche, die gemal Art. 9 Abs. 1 Buchst. a der VO (EU) 2016/429i. V.
m. der Durchfilhrungsverordnung (EU) 2018/1882 der Kommission vom 3. Dezember 2018 Gber die
Anwendung bestimmter Bestimmungen zur Seuchenpravention und -bek&mpfung auf Kategorien
gelisteter Seuchen und zur Erstellung einer Liste von Arten und Artengruppen, die ein erhebliches Risiko
fur die Ausbreitung dieser gelisteten Seuchen darstellen in der aktuell glltigen Fassung (VO (EU)
2018/1882) der Kategorie A zugeordnet wird. Unter der Kategorie A sind Seuchen gelistet, die
normalerweise nicht in der EU auftreten und fir die in Deutschland unmittelbar TilgungsmalRnahmen
ergriffen werden missen, sobald sie nachgewiesen werden. Somit sind die in der VO (EU) 2016/429
festgelegten seuchenspezifischen Bestimmungen im Falle des Verdachts auf oder der amtlichen
Bestatigung der Afrikanischen Schweinepest bei den in der VO (EU) 2018/1882 gelisteten Arten (Suidae)

anzuwenden.

GemaR Art. 4 Nr. 40 der VO (EU) 2016/429 ist ein ,Ausbruch* das amtlich bestatigte Auftreten einer
gelisteten Seuche oder einer neu auftretenden Seuche bei einem oder mehreren Tieren in einem Betrieb

oder an einem sonstigen Ort, an dem Tiere gehalten werden oder sich befinden.
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Zu 1:

Die aktuelle Bewertung des Seuchengeschehens macht ein grundsatzliches Verbot der Bewirtschaftung
und Ernte mit Maschinen zum gegenwartigen Zeitpunkt nicht mehr erforderlich. Aus diesem Grund ist

die Verfugung insoweit aufzuheben.
Zu 1a:

Die Anordnung beruht auf Art. 65 Buchst. b der VO (EU) 2020/687 i.V. mit Art. 70 Abs. 2 der VO (EU)
2016/429.

Nach Art. 65 Buchst. b der VO (EU) 2020/687 i.V. mit Art. 70 Abs. 2 der VO (EU) 2016/429 kann die
zustdndige Behoérde Jagdaktivititen nach ihrem Ermessen regulieren, um eine Ausbreitung der
Afrikanischen Schweinepest in der infizierten Zone zu verhindern. Zum jetzigen Zeitpunkt muss die
Ausiibung der Jagd in der infizierten Zone grundsatzlich verboten werden, um eine Beunruhigung und
damit mogliche Versprengung infizierter Wildschweine zu verhindern. Davon ausgenommen sind
bestimmte jagdliche MaBnahmen zur Nachsuche von Unfallwild aus Tierschutzgriinden, bei denen das

Risiko einer Versprengung verringert ist.
Zu 2:

GemalR Art 70 Abs. 1 Buchst. b und Art. 65 Abs. 1 Buchst. i) der Verordnung (EU) 2016/429 des
Europaischen Parlament und des Rates vom 9. Marz 2016 (ABI. EU Nr. L 84, S. 1) i.V. mit Art. 65 Buchst.
b 2. Alt. der Delegierten Verordnung (EU) 2020/687 der Kommission vom 17. Dezember 2019 (ABI. EU
Nr. L 174, S. 64) trifft die zustdndige Behorde im Fall der amtlichen Bestéatigung einer gelisteten Seuche
gemal Artikel 9 Abs. 1 Buchst a bei wild lebenden Tieren die erforderlichen Seuchenpraventions-,
bekampfungsmalnahmen und sonstigen erforderlichen MalRnahmen zur Beschrankung des Risikos der
Ausbreitung dieser gelisteten Seuche auf ein Minimum. Hiervon eingeschlossen ist auch die Regulierung
sonstiger Tatigkeiten im Freien. GemaR § 14d Abs. 5a Nr. 1 der Verordnung zum Schutz gegen die
Schweinepest und die Afrikanische Schweinepest (SchwPestV) vom 8. Juli 2020 (BGBI. | S. 1605),
zuletzt gedndert durch Verordnung vom 6. November 2020 (BAnz AT 09.11.2020 V1) kann die
zustandige Behorde anordnen, dass die Nutzung landwirtschaftlicher Flachen flr langstens sechs
Monate beschrénken oder verbieten, soweit es aus Griinden der Tierseuchenbekdmpfung erforderlich

ist.

Bei der Afrikanischen Schweinepest handelt es sich um eine hochinfektiése Tierseuche, die durch
kleinste Mengen infektidsem Materials verbreitet werden kann. Aus diesem Grund ist einerseits eine
Versprengung erkrankter Tiere und andererseits die Verschleppung infektioésem Materials wie Blut, wie

sie bei der Bewirtschaftung mit Maschinen erfolgen kann, unbedingt zu verhindern. Aus diesem Grund
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ist die landwirtschaftliche Bewirtschaftung und Ernte mit Maschinen insoweit einzuschréanken, als eine
freie Sicht auf den Boden zur Sichtung von méglichen Kadavern nicht méglich ist. Die Interessen der
landwirtschaftlichen Betriebe an der Ausiibung ihrer Tatigkeit haben insoweit hinter dem Interesse an
einer effektiven Tierseuchenbekdmpfung zuriickzustehen. Im Gegenzug sind sémtliche
Bearbeitungsmafinahmen, die aus der Luft erfolgen oder bei denen eine Bodensichtung méglich ist,

zuldssig.

Die Anordnung ist somit erforderlich und fachlich geboten.

Zu 3.:

Gemal § 14d Abs. 5a Nr. 1 SchwPestV darf die Nutzung landwirtschaftlicher Flachen fur langstens
sechs Monate beschrankt oder verboten werden. Zum jetzigen Zeitpunkt ist eine Beobachtung der
Entwicklung landwirtschaftlicher Pfianzen zwingend erforderlich, um die Notwendigkeit von
Pflanzenschutz-, Bodenbearbeitungs- und Erntearbeiten zu bewerten. Aus diesem Grund ist die

Verfugung nur so lange giiltig, bis insoweit eine neue Allgemeinverfigung ergeht.

Zud.;

Die Allgemeinverfugung ist gemaf § 80 Abs. 2 Nr. 3 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vom 19. Mérz
1991 (BGBI. | S. 686), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 22. Dezember 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 409)
i.V.m. § 37 Nr. 11 Tiergesundheitsgesetz (TierGesG) sofort vollziehbar.

Zub5.:

GemaR § § 41 Abs. 4 Satz 3 und 4 des Hessischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HVwWVfG) vom 15.
Januar 2010 (GVBI. | S. 18), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 16. Februar 2023 (GVBI. S. 78, 81) gilt
bei offentlicher Bekanntgabe eines Verwaltungsaktes dieser zwei Wochen nach der ortsiblichen
Bekanntmachung als bekannt gegeben. Nach § 41 Abs. 4 Satz 4 HVwWVG kann in einer
Allgemeinverfiigung ein hiervon abweichender Tag, jedoch frithestens der auf die Bekanntmachung
folgende Tag bestimmt werden. Im Interesse einer wirksamen Seuchenbekdmpfung ist hiervon

Gebrauch zu machen.
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Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Verflugung ist Widerspruch statthaft. Der Widerspruch ist innerhalb eines Monats nach

Bekanntgabe zu erheben.

Der Widerspruch ist bei dem Landrat des Landkreises Darmstadt-Dieburg einzulegen. Der Widerspruch

kann

1. schriftlich bei dem Landrat des Landkreises Darmstadt-Dieburg, Fachbereich 420 Veterindrwesen,

Verbraucherschutz, Jagertorstralle 207, 64289 Darmstadt oder

2. zur Niederschrift bei dem Landrat des Landkreises Darmstadt-Dieburg, Fachbereich 420

Veterinarwesen, Verbraucherschutz, Rheinstrale 67, 64295 Darmstadt oder

3. mittels eines elektronischen Dokuments, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen

ist, per E-Mail an kreisverwaltung@ladadi.de oder

4. mittels eines elektronischen Dokuments, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen
ist, an das besondere elektronische Behérdenpostfach (beBPo) des Landkreises Darmstadt-Dieburg

oder
5. durch Ubermittlung einer von dem Erklarenden elektronisch signierten Erkldrung an die Behérde

a) aus einem besonderen elekironischen Anwaltspostfach nach den §§ 31a und 31b der
Bundesrechtsanwaltsordnung oder aus einem entsprechenden, auf gesetzlicher Grundlage errichteten

elektronischen Postfach oder

b) aus einem elektronischen Postfach einer Behoérde oder einer juristischen Person des 6ffentlichen

Rechts oder

c¢) aus einem elektronischen Postfach einer naturlichen oder juristischen Person oder einer sonstigen

Vereinigung,
erhoben werden.

Die elektronischen Postfacher im Sinne der Nr.5 b) und der Nr.5 ¢) missen nach Durchfiihrung eines
Identifizierungsverfahrens nach den Regelungen der auf Grund des § 130a Absatz 2 Satz 2 der

Zivilprozessordnung erlassenen Rechtsverordnung eingerichtet worden sein.

Durch eine gewdhnliche E-Mail kann keine rechtsverbindliche Erklarung abgegeben und kein

Widerspruch eingelegt werden.
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Hinweise zu den Anforderungen der elekironischen Kommunikation finden sich unter

www.ladadi.de/elektronische-kommunikation.

Der Widerspruch hat gemaR § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO keine aufschiebende Wirkung.

Darmstadt, den 21.06.2024

@_—
z Kdhler

Erster Kreisbeigeordneter

Seite 7von 7



		Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt-Dieburg K.d.ö.R.
	2024-06-21T09:45:10+0200
	Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt-Dieburg K.d.ö.R.




